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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hart-
mann, Ulrich Leiner, Thomas Gehring, Ulrike Gote, 
Jürgen Mistol, Gisela Sengl, Kerstin Celina, Chris-
tine Kamm, Margarete Bause und Fraktion (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Geburtshilfe in Bayern sichern II –   
Sicherstellungszuschlag ermöglichen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, ergänzende 
bzw. abweichende Vorgaben für die Vereinbarung von 
Sicherstellungszuschlägen durch eine Rechtsverord-
nung zu erlassen, damit der Sicherstellungszuschlag 
gemäß §136c Abs. 3 des Sozialgesetzbuchs (SGB) V 
für basisversorgungsrelevante und im Krankenhaus-
plan aufgenommene Krankenhäuser, die aufgrund 
des geringen Versorgungsbedarfs die Vorhaltung von 
basisversorgungsrelevanten Leistungen nicht aus den 
Mitteln des Entgeltssystems für Krankenhäuser kos-
tendeckend finanzieren können, auch für den Bereich 
der Gynäkologie und Geburtshilfe in Bayern Anwen-
dung findet. 

 

 

Begründung: 

Eine Geburt verändert das Leben. Vor, während und 
nach der Geburt brauchen Mutter und Kind deswegen 
besondere Unterstützung. Keine Frau in Bayern soll 
sich Sorgen machen müssen, dass sie und ihr Kind 
rund um die Geburt nicht gut versorgt sind. Die gute 
Erreichbarkeit einer Geburtshilfestation ist ein wesent-
licher Punkt für eine gute medizinische Versorgung, 
denn die Sicherheit der Mütter und der geborenen 
Kinder muss über allem stehen. 

Der Freistaat Bayern verzeichnet derzeit auf der einen 
Seite erfreulicherweise eine Zunahme von Geburten. 
Auf der anderen Seite ist die wohnortnahe Geburtshil-
fe in Gefahr, da Geburtshilfestationen geschlossen 
werden, auch dort, wo tatsächlich ein Bedarf besteht. 
Prekär wird zum Beispiel die Situation für Schwangere 
in Lenggries, wenn die Tölzer Geburtshilfestation ge-
schlossen wird. Für die Fahrt zur Entbindung nach 
Wolfratshausen müssten dann Schwangere durch-
schnittlich 36 Minuten einplanen. Fachleute empfeh-
len aber höchstens 30 Minuten Anfahrtszeit. Wir brau-
chen ein an dem tatsächlichen Bedarf orientiertes 

Versorgungskonzept, damit es überall im Land einen 
schnellen Zugang zur Geburtshilfe gibt. 

Die Gründe für die Schließung der Geburtshilfestatio-
nen sind vielfältig: Es mangelt an Hebammen und 
Ärztinnen bzw. Ärzten, die kleineren Geburtsstationen 
mit wenig Geburten können oft nur defizitär arbeiten. 
Von den 111 im bayerischen Krankenhausplan aus-
gewiesenen Geburtshilfen sind derzeit drei Geburtshil-
festationen vorübergehend geschlossen, da dort zu 
wenige Hebammen zur Verfügung stehen oder Beleg-
ärztinnen bzw. -ärzte ihre Tätigkeit aufgegeben haben 
und Ärztinnen bzw. Ärzte fehlen. Laut dem Bayeri-
schen Hebammen Landesverband e.V. haben insge-
samt 32 Geburtsstationen in den letzten 10 Jahren 
geschlossen (http://www.br.de/nachrichten/inhalt/ge-
schlossene-geburtskliniken-bayern-104.html). Es ist 
aber in erster Linie keine Frage der Anzahl der Ge-
burtshilfestationen, sondern eine Frage der Vertei-
lung. 

Um defizitäre Kliniken halten zu können, die für die 
Versorgung der Bevölkerung wirklich unverzichtbar 
sind, wurde die Möglichkeit des Sicherstellungszu-
schlags für die hohen Vorhaltungskosten eingerichtet. 
Diese wurde im neuen Krankenhausstrukturgesetz 
(KHSG) und insbesondere durch die Kriterien in der 
neuen Richtlinie des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses (Beschluss des G-BA über die Erfassung 
der Regelungen für die Vereinbarung von Sicherstel-
lungszuschlägen gemäß § 136c Abs. 3 des SGB V) 
angepasst. 

Ein Sicherstellungszuschlag auch für bedarfsnotwen-
dige Fachabteilungen, die infolge hoher Vorhaltungs-
kosten nur defizitär zu betrieben sind, ist zukünftig 
aufgrund der Vorgaben durch das KHSG nicht mehr 
möglich. Gemäß § 5 Abs. 2 des Krankenhausentgelt-
gesetzes (KHEntgG) können die Sicherstellungszu-
schläge nur bei Vorliegen eines Defizits in der Bilanz 
des gesamten Krankenhauses vereinbart werden. Die 
vorgeschrieben notwendigen Vorhaltungen gemäß 
der G-BA-Richtlinie konzentrieren sich dabei auf die 
Innere Medizin und eine Chirurgie-Fachabteilung, die 
zur Versorgung von Notfällen geeignet sind. Die Län-
der sind aber ermächtigt, ergänzende oder abwei-
chende Vorgaben für die Vereinbarung von Sicher-
stellungszuschlägen durch Rechtsversorgung zu er-
lassen (§ 5 Abs. 2 Satz 2 KHEntgG). Obwohl die 
Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses 
also keinen Sicherstellungszuschlag für die Gynäko-
logie und Geburtshilfe vorsieht, sind die Landesregie-
rungen ermächtigt, Vorgaben zu erlassen, um regio-
nalen Besonderheiten bei der Vorhaltung der für die 
Versorgung notwendigen Leistungseinheiten Rech-
nung zu tragen. Die Staatsregierung sollte von dieser 
Möglichkeit Gebrauch machen und die Geburtshilfe in 
Bayern, dort, wo tatsächlicher Bedarf besteht, unter-
stützen. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Gesundheit und Pflege 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Ulrich Leiner u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/16618 

Geburtshilfe in Bayern sichern II - Sicherstellungszuschlag er-
möglichen 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass das Wort „aufgefordert“ durch 
die Wörter „in ihrer Absicht bestärkt“ ersetzt wird. 

Berichterstatter: Ulrich Leiner 
Mitberichterstatterin: Dr. Ute Eiling-Hütig 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Gesundheit und Pflege 
federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 64. Sit-
zung am 16. Mai 2017 beraten und e i n s t im m i g  mit der in 
I. enthaltenen Änderung Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Antrag in seiner 160. Sitzung am 22. Juni 2017 mitberaten und 
e i n s t im m i g  der Beschlussempfehlung des federführenden 
Ausschusses zugestimmt. 

Kathrin Sonnenholzner 
Vorsitzende 

 



 

17. Wahlperiode 18.07.2017 Drucksache 17/17870 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Ulrich Leiner, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Jürgen Mistol, Gisela 
Sengl, Kerstin Celina, Christine Kamm, Margarete Bause und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/16618, 17/17697 

Geburtshilfe in Bayern sichern II –   
Sicherstellungszuschlag ermöglichen 

Die Staatsregierung wird in ihrer Absicht bestärkt, ergänzende bzw. 
abweichende Vorgaben für die Vereinbarung von Sicherstellungszu-
schlägen durch eine Rechtsverordnung zu erlassen, damit der Sicher-
stellungszuschlag gemäß § 136c Abs. 3 des Sozialgesetzbuchs (SGB) 
Fünftes Buch (V) für basisversorgungsrelevante und im Krankenhaus-
plan aufgenommene Krankenhäuser, die aufgrund des geringen Ver-
sorgungsbedarfs die Vorhaltung von basisversorgungsrelevanten Leis-
tungen nicht aus den Mitteln des Entgeltsystems für Krankenhäuser 
kostendeckend finanzieren können, auch für den Bereich der Gynäko-
logie und Geburtshilfe in Bayern Anwendung findet.  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer



Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über eine Europaangelegenheit, eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage)

Von der Abstimmung ausgenommen sind die Listennummern 15 und 53. Es sind dies 

der Antrag der Abgeordneten Scheuenstuhl, von Brunn, Woerlein und anderer (SPD) 

betreffend "Kinderschutz ernst nehmen – kein Glyphosat-Einsatz auf von Kindern ge-

nutzten Flächen" auf der Drucksache 17/17137 und der Antrag der Abgeordneten 

Schorer-Dremel, Dr. Hünnerkopf, Brendel-Fischer und anderer (CSU) betreffend "Um-

weltschonender Einsatz von Glyphosat" auf der Drucksache 17/16744. Der Aufruf er-

folgt morgen am Ende der Tagesordnung.

(...)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Über die übrigen Vorgänge auf der Liste lasse ich 

nun abstimmen. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen 

Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme des jeweils maßgeblichen Ausschussvotums entsprechend 

der aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 

in diesem Fall wohl alle. Gibt es Gegenstimmen? – Keine. Enthaltungen? – Auch 

keine. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
108. Plenum, 18.07.2017 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 1

descendant::redner[beitrag/@typ='Aufruf TOP']/@link
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000354.html


Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 108. Vollsitzung am 18. Juli 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 108. Vollsitzung am 18. Juli 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 108. Vollsitzung am 18. Juli 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 108. Vollsitzung am 18. Juli 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 108. Vollsitzung am 18. Juli 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 108. Vollsitzung am 18. Juli 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 108. Vollsitzung am 18. Juli 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 108. Vollsitzung am 18. Juli 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 108. Vollsitzung am 18. Juli 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 108. Vollsitzung am 18. Juli 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 108. Vollsitzung am 18. Juli 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 108. Vollsitzung am 18. Juli 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 108. Vollsitzung am 18. Juli 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 108. Vollsitzung am 18. Juli 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 108. Vollsitzung am 18. Juli 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 108. Vollsitzung am 18. Juli 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 
zur 108. Vollsitzung am 18. Juli 2017


	Deckblatt
	Initiativdrucksache 17/16618 vom 26.04.2017
	Beschlussempfehlung mit Bericht 17/17697 des GP vom 22.06.2017
	Beschluss des Plenums 17/17870 vom 18.07.2017
	Plenarprotokoll Nr. 108 vom 18.07.2017

